
Satzung
über die Erhebung von Benutzungsgebühren

für die zentrale Abwasserbeseitigung
der Gemeinde Heidmühlen

(Gebührensatzung Abwasserbeseitigung)

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für SchieswEg-Hoistein (GO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 28.02.2003 (GVOBl.Schl.-H. S.. 57), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 04.03.2022 (GVOBI.Scht.H. S.153) und der §§ 1 Abs.1,2Abs. 1 8.1, und 6 des
Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein vom 10.01.2005 (GVOBI.
SchI,H. S. 27), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 564), und
§ 22 der Abwasserbeseitigungssatzung vom 28.10.2003 wird nach Beschiussfassung durch
die Gemeindevertretung Heidmühlen vom 05.12.2022 folgende Satzung erlassen:
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§1
Grundsätze der Gebührenerhebung

(1) Für die Vorhaltung und Inanspruchnahme der zentralen Schmutzwasserbeseitigungsein-
richtung und für die nach § 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe
werden Abwassergebühren nach Maßgabe der folgenden Vorschriften erhoben.

(2) Abwassergebühren werden für die Grundstücke, die in die öffentliche zentrale Abwasser-
beseitigungsanlage einleiten oder in diese entwässem, erhoben.

§2
Gebührenmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung

(1) Die Gebühr für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem die tatsächliche Inan-
spruchnahme berücksichtigenden Maßstab erhoben.

(2) Maßstab für die Gebühr ist die Schmutzwassermenge, die in die Öffentliche Abwasser-
beseitigungsanlage gelangt, Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 cbm Schmutzwas-
ser.

(3) Ais in die öffentliche Abwasserbeseitigungsaniage gelangt gelten
1. die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zuge-

führte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge,
2. die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wasser"

menge,
3. die tatsächlich eingeleitete Schmutzwassermenge, insbesondere soweit eine Abwas-
sermesseinrichtung besteht.

(4) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassennesseinrichtung nicht richtig oder überhaupt
nicht angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Schmutzwassermenge von der Gemeinde unter



Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres und Berück-
sichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt.

(5) Die Wassermenge nach Abs. 3 Nr. 1, die aus privaten Wasserversorgungsaniagen ent-
nommen wurde, und die Wassermenge nach Abs. 3 Nr. 2 hat der Gebührenpflichtige der
Gemeinde für den Bemessungszeitraum (Kalenderjahr) bis zum 31.Januar des folgenden
Jahres anzuzeigen. Sie Ist durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige
auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des
Eichgesetzes entsprechen. Wenn die Gemeinde auf solche Messeinrichtungen verzich-
tel, kann sie als Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Sie
ist berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermit-
tett werden können.

(6) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasserbeseitigung gelangt
sind, werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist nach Ablauf des Kalenderjahres bis
zum 31.Januar des folgenden Jahres zu stellen. Für den Nachweis gilt Abs. 5 sinngemäß.
Die Gemeinde kann nach Anhörung des Antragsteliers auf dessen Kosten Gutachten an-
fordern. Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten. Ohne beson-
deren Nachweis und Antrag sind für jede/n Gebührenschuldner/in 10 v.H. der Wasser-
menge nach Abs. 2 abzusetzen.

§3
Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.
(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen erhoben

wird (§ 2 Abs. 3, 4 und 5) und die Abieseperiode nicht mit dem Erhebungszeitraum (Ka-
ienderjahr) übereinstimmt, gilt als Berechnungsgrundlage für den Erhebungszeitraum der
Wasserverbrauch der Ableseperiode, von der mindestens 11 Monate in den Erhebungs-
Zeitraum fallen.

§4
Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht besteht, sobald das Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasserbe-
seitigungseinrichtung angeschlossen ist und der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungs-
einrichtung von dem Grundstück Abwasser zugeführt wird.

§5
Entstehung des Gebührenanspruchs

(1) Der Gebührenanspruch entsteht durch die Einleitung. Die Abrechnung entstandener An-
Sprüche erfolgt jährlich (§ 3); vierteljähriich werden Vorausleistungen für schon entstan-
dene Teilansprüche erhoben (§ 6).

(2) Wechselt der Gebührenschuldner während des Jahres, entsteht der Anspruch damit für
den abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels sind der bisherige
und der neue Gebührenschuldner Gesamtschuldner.

§6
Vorausleistungen

(1) Als Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Gemeinde Vorausleistungen auf
die Gebühren verlangt werden. Die Höhe richtet sich nach der Gebührenschuid des Vor"
Jahres oder dem voraussichtlichen Entgelt für das laufende Jahr.

(2) Vorausleistungen werden mit je einem Viertel des Betrages nach Absatz 1 Satz 2 am
15.02., 15.05, 15.08. und 15.11. erhoben.



§7
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner sind die Gmndstückselgentümer und dinglich Nutzungsberechtig-
ten, bei Wohnungs- und Teileigentum die Wohnungs- oderTeileigentümer.

(2) Mehrere Eigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind
Gesamtschuldner. Das giit auch für die Wohnungs- und Teiieigentümer in einer Eigentü-
mergemeinschaft hinsichtlich der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden
Gebühren.

§8
Fälligkeit

Die Gebühren werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der
Bekanntgäbe des Bescheides fällig: § 5 Abs. 2 bleibt unberührt.

§9
Gebührensatz

1. Die Grundgebühr beträgt für jedes angeschlossene Grundstück 7,00 € im Monat

2. Die Zusatzgebührwird nach derAbwassermenge bemessen, die in die öffentliche
Abwasserbeseitigungsaniage gelangt. Berechnungseinheit für die Zusatzgebühr ist
1 cbm Abwasser.

3. Die Zusatzgebühr beträgt für die Schmutzwasserbeseitigung 3,30 EUR je cbm Ab-
wasser

§10
Auskunfts- Anzeige" und Duldungspflicht

Die Abgabenpflichtigen haben der Gemeinde Jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung
und Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel der Rechts-
Verhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom En/verber
innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden,
die die Berechnung der Abgaben beeinflussen (z.B. grundstückseigene Brunnen, Wasserzu-
führungen, Wasser- oder Abwassermessvomchtungen), so hat der AbgabenpfHchtige dies un-
verzüglich der Gemeinde schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn
solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Beauftragte der Gemeinde
dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstücke betreten, um Bemessungsgrundla-
gen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu überprüfen; die Abgabenpfiichtigen haben
dies zu ermöglichen.

§11
Datenverarbeitung

(1) Zur Ermittlung der Abgabenpfiichtigen und zur Festsetzung der Abgaben Im Rahmen der
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezo-
genen und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vor-
kaufsrechts nach dem Baugesetzbuch der Gemeinde bekannt geworden sind, sowie aus
dem Grundbuch, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katasteram-
tes durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten
Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach
dieser Satzung weiterverarbeiten.

(2) Soweit die Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung selbst betreibt, ist sie berechtigt,
die im Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefallenen und anfallenden perso-
nenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten für Zwe-
cke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiter zu verarbeiten.

(3) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient
oder in der Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, ist



die Gemeinde berechtigt, sich die zur Feststellung der Abgabenpflichtigen und zur Fest-
setzung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlichen personenbezogenen und
grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten mitteilen
zu lassen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung wei-
terzuverarbeiten.

(4) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Abgaben der Abgabenpflichtigen und
von nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis derAbgabenpflichtigen
mit den für die Abgabenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen
und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden
und weiterzuverarbeiten.

§12
Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach §§ 2 Abs. 5 und 10 der Satzung sind Ordnungswid-
rigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes.

§13
Inkrafttreten

(1) Diese Abgabensatzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2023 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für die zentrale

Abwasserbeseitigung der Gemeinde Heidmühlen vom 17.12.2002, zuletzt geändert am
07.12.2021 außer Kraft.

(3) Soweit Abgabenansprüche vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstanden sind, gelten
die dafür maßgebenden Regelungen.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Heidmühlen, den 08. Dezember 2022

^-^5^^
Bürgermeister


